
     S A T Z U N G 

 

              der 
 
 „Stammtischgesellschaft „Nie gehässig“ Köln-Mülheim gegr. 1928“ e. V. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 1 – Name und Sitz 

 

(1) Der Verein führt den Namen: 
 

„Stammtischgesellschaft ‚Nie gehässig’ Köln-Mülheim gegr. 1928 e. V.“. 
 

(2) Sitz des Vereins ist Köln. 
 
(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Köln unter VR 9571 

eingetragen. 
 

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 – Zweck 

 

      (1)       Dem Verein gehören alle Mitglieder an. Er bezweckt das regelmäßige Treffen der  
                  Mitglieder zu Vereinsversammlungen.  

Diese Versammlungen werden abgehalten zum Zwecke der gemeinsamen Pflege 
des Karnevals, insbesondere im Kölner Vorort Mülheim. 
In Mülheim dient der Verein auch zur Geselligkeit auf gutbürgerlicher Ebene und 
trägt zur Ortspflege z. B. durch Patenschaftsübernahme für eine Brunnenanlage 
bei. 
Der Verein strebt an sich an karnevalistischen Umzügen zu beteiligen, betreibt 
Veranstaltungen  und pflegt Zusammenkünfte mit anderen Vereinen, die 
zweckmäßig gleiche oder ähnliche Ziele verfolgen. 

 
(2)       Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist ausgeschlossen. 

 
(3)       Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
            Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als  
            Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die den Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
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§ 3 – Mitgliedschaft 

 

(1)       Jede unbescholtene Person ohne Unterschied des Geschlechts, des Berufsstandes,  
            der Konfession oder der Staatsangehörigkeit, kann Mitglied des Vereins werden.  

 
(2)       Der Verein besteht aus: 

 
a) aktive Mitglieder 
b) fördernde Mitglieder 
c) Ehrenmitglieder, die von der Verpflichtung zur Beitragszahlung befreit sind. 
 

(3)       Die Mitgliedschaft wird durch eine Beitrittserklärung (mündlich oder schriftlich) 
            erworben, über deren Annahme die Mitglieder mit einfacher Mehrheit der     
            abgegebenen Stimmen zu entscheiden haben., die bei der für die Annahme der  
            Mitgliedschaft vorgesehenen Versammlung anwesend sind. 

 
(4)       Der Vorstand kann die Aufnahme aus wichtigen Gründen durch Erklärung  
            ablehnen, ohne verpflichtet zu sein, dem Antragsteller die Ablehnungsgründe zu  
            offenbaren. Nach positiver Abstimmung der Mitglieder gemäß Absatz (3) ist die  
            Ablehnung durch den Vorstand nicht mehr möglich. 

 
(5)       Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austrittserklärung in schriftlicher Form,  
            mündlicher Erklärung in einer Vereinsversammlung gemäß § 2 Absatz (1) oder  
            Ausschluss. 

Mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft verliert das ausgeschiedene Mitglied alle 
Rechte auf das Vereinsvermögen. Mit dem Schluss des Kalendermonats, in 
welchem der Austritt oder Ausschluss erfolgen, endet die Verpflichtung zur 
Zahlung des Vereinsbeitrages. 

 
(6) Der Austritt kann jederzeit durch schriftliche Erklärung gemäß Absatz (5) Satz 1 

gegenüber dem Vorstand bis zum 15. eines jeden Monats zum Monatsende, nach 
dem 15. eines jeden Monats zum Ablauf des nächsten Monats erklärt werden.
  

(7)       Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein erfolgt durch einen Beschluss 
            der Mitglieder, zu welchem der Vorstand wie bei der Aufnahme eines Mitgliedes 
            gemäß Absatz (3) zu verfahren hat. 

                    
                  Der Ausschluss muss erfolgen: 
 

a) bei entehrenden oder vereinsschädigenden Verhaltens eines Mitgliedes 
b) bei Vorliegen sonstiger wichtiger Gründe. 
 
Dem auszuschließenden Mitglied sind die Gründe seines Ausschlusses schriftlich 
durch den Vorstand mitzuteilen. 
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(8)       Zu Ehrenmitgliedern (auch Ehrenpräsidenten) können von der      
Mitgliederversammlung Personen ernannt werden, die sich um die Belange des 
Vereins im allgemeinen oder um die Belange des Mülheimer Volkstums im 
besonderen verdient gemacht haben, und zwar 
 

                  a) einstimmig, sofern die Person  n i c h t  aus dem Kreise der Mitglieder       
    stammen, 
 
b) mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, sofern die 
    Personen aus dem Kreise der Mitglieder stammen. Diese Ehrenmitglieder 
    (auch Ehrenpräsidenten) werden durch ihre Ernennung nicht von der 
    Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrages befreit. 

 
§ 4 – Beiträge 
 

(1) Jedes Mitglied hat einen regelmäßigen jährlichen Beitrag zu leisten. 
Der jährliche Beitrag ist jeweils zum 1. 1. eines jeden Jahres fällig und zu 
entrichten. 

  
      (2)        Die Höhe der jährlichen Beiträge wird von allen Mitgliedern durch einfachen  
                   Mehrheitsbeschluss festgelegt.  

 
§ 5 – Vorstand 

 

(1) Der Verein wird durch den Vorstand in jeder Weise gerichtlich und  
außergerichtlich vertreten. 
 

(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB bilden: 
 
a) 1. Vorsitzende(r)  
b) 2. Vorsitzende(r). 

 
(3) Die Vertretung des Vereins erfolgt jeweils  

 
a) nach außen alleine durch eines der beiden Vorstandsmitglieder 
b) nach innen gemeinsam durch beide Vorstandsmitglieder. 

 
(4) Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung jeweils auf ein Jahr aus dem 

Kreise der Mitglieder gewählt. Wiederwahl ausscheidender Vorstandsmitglieder 
ist zulässig. 
Die Vorstandsmitglieder bleiben stets bis zur Neuwahl im Amt. Bei der Wahl 
werden gleichzeitig durch die Versammlung die einzelnen Ämter bestimmt. 
 

(5) Der Vorstand gibt sich seine Geschäftsordnung selbst. 
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§ 6 – Besondere Vertreter (nicht nach § 30 BGB) 

 

(1) Die Mitgliederversammlung kann neben dem Vorstand für bestimmte Aufgaben  
des Vereins (z. B. Fußgruppenleitung, Kassenprüfung, Vereinschronikpflege,  
Internetauftrittspflege, Pressebetreuung, Bekleidungsorganisation, Übernahme von 
organisatorischen Aufgaben bezüglich Veranstaltungen etc.) besondere Vertreter  
bestellen. 
 
 Besondere Vertreter können für einen bestimmten Zeitraum oder bis auf Widerruf 
 bestellt werden. Im übrigen gelten für die Bestellung von besonderen Vertretern 
 die gleichen Bestimmungen wie für die Wahl des Vorstandes. 

 
      (2)        Die Befugnisse eines besonderen Vertreters erstrecken sich im Zweifel auf alle  

 Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte, die der ihm zugewiesene Geschäftskreis 
 gewöhnlich mit sich bringt.  
 
 Zum Abschluss von Verträgen aller Art für den Verein sind besondere Vertreter 
 nur mit Zustimmung des Vorstandes berechtigt.  
 
 Die besonderen Vertreter unterstehen der Aufsicht des Vorstandes. Die  
 Zusammenarbeit zwischen den besonderen Vertretern und dem Vorstande ist in  
 der Geschäftsordnung des Vorstandes zu regeln. 

 
 
§ 7 – Mitgliederversammlung (ordentliche Mitgliederversammlung) 

 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet in   
Form einer Vereinsversammlung, wie sie das ganze Jahr hindurch regelmäßig  
praktiziert wird, im 2. Quartal eines Kalenderjahres statt. 

 
(2) Zur Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung gehören u. a. :  
 

- Bericht über das Vereinsleben, namentlich über das abgelaufene Vereinsjahr 
  - Kassenbericht durch den Vorstand 
  - Entlastung des Vorstandes 
  - Vorstandswahl 
  - Festsetzung des Vereinsbeitrages und dessen Fälligkeit 
  - Entscheidungen über die Aufnahme oder den Ausschluss von Mitgliedern,  
     Ernennung von Ehrenmitgliedern, namentlich auch Ehrenpräsidenten, soweit 
     in diesem Bereich Entscheidungen zu treffen sind. 
 

(3) Ein Kassenprüfer hat vor der ordentlichen Mitgliederversammlung die Kasse 
zu prüfen und in der Versammlung darüber Bericht zu erstatten. Der 
Kassenprüfer ist von einer vorherigen Vereinsversammlung zu wählen. 

 
(4) Ordentliche Mitgliederversammlungen haben am Sitze des Vereins stattzufinden. 
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(5)         Außerordentliche Mitgliederversammlungen kann der Vorstand jederzeit, wenn  
              er dies für erforderlich oder zweckmäßig hält, einberufen. 

Er ist dazu verpflichtet, wenn mindestens 49 % der Vereinsmitglieder die 
Berufung unter Benennung der Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt. 

 
      (6)         Außerordentliche Mitgliederversammlungen haben am Sitze des Vereins 
                    stattzufinden. 

 
 

§ 8 – Durchführung von Mitgliederversammlungen 

 

      (1)         Zu den Mitgliederversammlungen ist vom Vorstand durch Post beziehungsweise 
                    e-Mail unter Benennung der Tagesordnung einzuladen. Zwischen dem Tag der 
                    Auslieferung der Post/Versendung der e-Mail und dem Tag der Versammlung  
                    muss eine Frist von mindestens vierzehn Tagen liegen. 

 
      (2)         Anträge von Mitgliedern auf Erweiterung der bereits bekannten Tagesordnung  
                    müssen mindestens eine Woche vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand  
                    eingegangen sein; jedoch weiter nur, wenn sie nicht auf Satzungsänderung,  
                    Auflösung des Vereins, Änderung der Beiträge oder Änderung im Vorstand  
                    hinzielen. 
       
       (3)        Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig,  
                    soweit nicht in der Satzung etwas anderes gesagt ist. 

              Beschlussfassungen erfolgen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
              Stimmen, soweit nicht nach der Satzung oder dem Gesetz eine größere 
              Mehrheit vorgeschrieben ist. 
              Zu Satzungsänderungen bedarf es einer Mehrheit von drei Vierteln der 
              abgegebenen Stimmen. 
              Der Beschluss über die Auflösung des Vereins und die Verwertung des 
              Vereinsvermögens bedarf jedoch stets einer Mehrheit von drei Vierteln 
              aller Vereinsmitglieder. 
              Sind in einer mit einer solchen Tagesordnung einberufenen  
              Mitgliederversammlung nicht drei Viertel aller Vereinsmitglieder erschienen,  
              so ist diese Versammlung in jenem Punkt nicht beschlussfähig. 
              Der Vorstand hat alsdann eine neue Mitgliederversammlung mit derselben  
              Tagesordnung einzuberufen, in welcher eine Beschlussfassung mit drei Vierteln  
              der erschienenen Mitglieder genügt, worauf in der Berufung hinzuweisen ist.
  

      (4)         An den Mitgliederversammlungen können alle Mitglieder des Vereins  
              teilnehmen. 
 
              Stimmrecht:           
              Jedes aktive Mitglied hat Stimmrecht.   
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           Ausübung des Stimmrechts: 
           Ist ein Mitglied selbstverschuldet mit der Beitragszahlung im Rückstand,  
           darf es sein Stimmrecht erst wieder ausüben, wenn der rückständige Beitrag  
           in voller Höhe an den Verein gezahlt wurde. 
 
           Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden, auch in der Form  
           einer Briefwahl (Zusendung an die Vereinsanschrift oder Übergabe an ein  
           Vorstandsmitglied) oder per e-Mail an die e-Mail-Adresse des Vereins.  
 

   (5)          Abstimmungen erfolgen in der Regel durch Zuruf. Die Versammlung   
            kann jedoch mit einfacher Stimmenmehrheit auf Antrag eines  
            stimmberechtigten Mitgliedes eine andere Art der Abstimmung  
            festsetzen, darunter auch geheime Abstimmung mit Stimmzetteln. 
 

   (6)          Über den Gang der Mitgliederversammlung ist durch den Vorstand  bestimmendes  
                  anwesendes Mitglied ein Protokoll zu führen, das vom Protokollführer zu  
                  unterzeichnen ist. 

 
   (7)          Den Vorsitz in der Versammlung hat der Vorstand des Vereins. 
 
§ 9 – Vereinsversammlung 

 

   (1)       Der Verein wird regelmäßig Versammlungen abhalten.  
 
   (2)      Stehen Entscheidungen (Beschlussfassungen) an, bei denen der Vorstand der  
              Meinung ist, die Mitglieder mit einzubeziehen, beschließen die aktiven Mitglieder 
              alle den Verein betreffenden Angelegenheiten, wobei die in § 8 Absatz (4)  
              getroffenen Regelungen bezüglich Stimmrecht und Ausübung anzuwenden sind. 

 
  Die Versammlungen sind nicht als außerordentliche Mitgliederversammlungen  
  anzusehen, können jedoch zu solche Zwecke dienen.  

 
§ 10 – Vereinsvermögen 

 

    (1)     Das Vereinsvermögen darf nur zur Erreichung des Vereinszweckes verwendet  
              werden. Die Mitglieder haben an dem Vereinsvermögen keinen Anteil. 

 
    (2)     Der Vorstand hat alljährlich, im Rahmen des Kassenberichtes, in der ordentlichen  
              Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) über den Stand und die  
              Verwaltung des Vereinsvermögens Rechenschaft abzulegen. 

 
    (3)     Alle von einzelnen Mitgliedern oder Gruppen für den Verein errungenen Pokale  
             oder sonstigen Auszeichnungen bleiben Eigentum des Vereins. 
             Dies gilt jedoch nicht für Auszeichnungen o. ä., die Vereinsmitgliedern persönlich  
             verliehen werden. 
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    (4)     Bei der Vereinsauflösung fällt das nach Abzug der Verbindlichkeiten verbleibende  
             Vereinsvermögen unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen an den  
             „Förderkreis rechtsrheinisches Köln e. V.“ in Köln. 
 
Diese Satzung wird hierdurch angenommen. Soweit in dieser Satzung keine besonderen 
Bestimmungen getroffen sind, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
 
Köln, den 28. Oktober 2022 
 
 


